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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Klaus-Jürgen Warnick 
und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/8188 — 


Durchsetzung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes auf Baustellen 
des Bundes (II) 


In der Antwort der Bundesregierung vom 13. Mai 1997 auf die Kleine 
Anfrage der Gruppe der PDS „Durchsetzung des Arbeitnehmer-Ent- 
sendegesetzes auf Baustellen des Bundes" (Drucksache 13/7635) wurde 
zu den Maßnahmen des Bundes auf seinen Baustellen Stellung ge- 
nommen. Trotz der Aktivitäten des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau, Dr. Klaus Töpfer, bleibt das Thema illegaler 
Beschäftigung und nichttarifgerechter Entlohnung auf Baustellen des 
Bundes aktuell. 

In der Fernsehsendung „FOCUS-TV" am 6. Juli 1997 wurde über den 
Einsatz des Arbeitsamtes auf Baustellen des Bundes in Berlin, insbe- 
sondere auf der Baustelle des künftigen Bundesministeriums der Justiz 
am 30. Juni 1997, berichtet. Auch bei diesem Einsatz wurde die Be- 
schäftigung von illegalen Bauarbeitern, Schwarzarbeitern sowie Zeit- 
arbeitem nüt nichttarifgerechter Entlohnung (z. B. Stundenlöhne von 
9 DM brutto) festgestellt. 


1. Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung nach dem 
13. Mai 1997 ergriffen oder geplant, um die Kontrollen auf Baustellen 
des Bundes zu verschärfen bzw. überhaupt durchzuführen? 


Die für die Durchführung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes 
sowie der Vorschriften gegen illegale Ausländerbeschäftigung 
und Mißbrauch von Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit zu- 
ständigen Bundesbehörden prüfen Baustellen unabhängig davon, 
wer als Bauherr auftritt. Für die Zulässigkeit der Prüfungen und 
für die Ahndung festgestellter Gesetzesverstöße ist es gleich- 
gültig, wer der Bauherr ist, es gibt keine Privilegierung des Bun- 
des als Bauherr. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau vom 21. Juli 1997 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schriftgröße - den Fragetext. 
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Im übrigen hat das Bundesministerium für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau mit Erlaß vom 7. Juli 1997 eine Regelung zur 
Einhaltung der tarifvertraglichen und öffentlich-rechtlichen Be- 
stimmungen bei der Ausführung von Bauleistungen eingeführt. 

Danach verpflichtet sich der Auftragnehmer im Falle der Auf- 
tragserteilung insbesondere, 

~ die bei ihm beschäftigten tarifgebundenen Arbeitnehmer nicht 
unter den für sein Unternehmen geltenden Lohntarifen bzw. 
die bei ihm beschäftigten nichttarifgebundenen Arbeitnehmer 
nicht unter den Mindestentgeltregelungen des Arbeitnehmer- 
Entsendegesetzes zu entlohnen, 

— dem öffentlichen Auftraggeber zur Durchführung von Stich- 
probenkontrollen Einblick in die Lohnabrechnungen zu geben, 

— für jeden nachgewiesenen schuldhaften Fall einer entgegen 
den Verpflichtungen erfolgten Entlohnung bei ihm beschäf- 
tigter Arbeitnehmer oder bei Nichtabführung von Sozialkas- 
senbeiträgen eine Vertragsstrafe an den Auftraggeber zu zah- 
len, 

— Nachuntemehmer nur unter der Voraussetzung zu beauf- 
tragen, daß sie eine entsprechende Erklärung gegenüber dem 
Auftragnehmer abgeben. 

Die Vergabestellen sind angewiesen, die Einhaltung der Rege- 
lung zu kontrollieren. 

Bei den Bundesbaumaßnahmen in Berlin werden zur Bekämpfung 
der illegalen Beschäftigung die Baustellen bereits teilweise her- 
metisch abgeriegelt und täglich Ein- und Auslaßkontrollen durch 
Vorlage von Ausweispapieren aller auf das Baugrundstück kom- 
mender Bauarbeiter, Lieferanten und Besucher durchgeführt. 


2. Auf welchen Baustellen des Bundes und von wem wurden nach dem 
13. Mai 1997 Kontrollen durchgeführt? 


Bei den Prüfungen auf Einhaltung des Arbeitnehmer-Ent- 
sendegesetzes und zur Bekämpfung illegaler Beschäftigung wird 
nicht statistisch festgehalten, wer Eigentümer des Baugrund- 
stücks ist oder wer später Mieter oder Nutzer eines dort zu er- 
richtenden Baues sein wird. Manchmal ist jedoch allgemein be- 
kannt oder nach der Art des Bauvorhabens eindeutig, daß es sich 
um Bauvorhaben des Bundes handelt. So wurde am 30. Juni 1997 
ein Bauvorhaben des Bundesministeriums der Justiz in der Kro- 
nenstraße 38-40 in Berlin überprüft. Die Prüfung wurde von der 
Außendienstgruppe Bau des Landesarbeitsamtes Berlin-Bran- 
denburg durchgeführt. 

Seit dem 13. Mai 1997 sind auf Bundesbaustellen im gesamten 
Bundesgebiet darüber hinaus mindestens 15 weitere Kontrollen 
von der Zoll- und Arbeitsverwaltung durchgeführt worden. 
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3. Welche Gesetzesverstöße wurden bei den o. g. Kontrollen bei den mit 
Bauvorhaben des Bundes beauftragten Bauuntemehmen fest- 
gesteUt? 


Gesetzesverstöße stehen erst nach rechtskräftigem Abschluß der 
Ahndungsverfahren fest. 

Bei den in der Baustelle Kronenstraße 38-40 überprüften Arbeit- 
gebern besteht Anfangsverdacht, der zur Einleitung von Ord- 
nungswidrigkeitenverfahren bzw, zur Erstattung von Strafan- 
zeigen ausreicht, gegen 

— sechs Arbeitgeber wegen Verstoßes gegen die Mindestlohnbe- 
stimmungen in § 5 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 1 Abs. 1 Satz 3 und 4 
Arbeitnehmer-Entsendegesetz zu Lasten von 18 Arbeit- 
nehmern, 

— vier Arbeitgeber und vier Arbeitnehmer wegen Verstößen ge- 
gen das Verbot der Beschäftigung von nichtdeutschen Arbeit- 
nehmern ohne Arbeitserlaubnis (§ 229 Arbeitsförderungs- 
gesetz-AFG), 

— darunter zusätzlich Verdacht auf Vergehen nach § 92 Aus- 
ländergesetz (Aufenthalt ohne Aufenthaltsgenehmigung oder 
Duldung im Bundesgebiet) gegen vier Arbeitnehmer und we- 
gen Beihilfe dazu (§ 92 Ausländergesetz i. Vm. § 27 Strafge- 
setzbuch) gegen vier Arbeitgeber. 

— fünf Arbeitgeber, davon drei Verleiher und zwei Entleiher, we- 
gen unerlaubter Arbeitnehmerüberlassung zu Lasten von 22 
Arbeitnehmern. 


4. In welcher Höhe wurden bei den mit der Errichtung der Bundesbau- 
ten beauftragten Bauunternehmen, bei denen die o. g, Gesetzes- 
verstöße festgestellt wurden, Bußgelder eingezogen? 


Von den aufgrund der Prüfung am 30. Juni 1997 eingeleiteten 
Ordnungswidrigkeitenverfahren und angezeigten Verstößen ge- 
gen Strafvorschriften ist noch kein Verfahren rechtskräftig abge- 
schlossen. Jeder Betroffene hat das Recht auf Anhörung. Nach § 67 
Ordnungswidrigkeitengesetz hat jeder Betroffene eine Ein- 
spruchsfrist von zwei Wochen gegen den Bußgeldbescheid. 


5. Welche Konsequenzen ergeben sich aus den auf der Baustelle des 
Bundesministeriums der Justiz in Berlin festgesteUten Gesetzesver- 
stößen für die involvierten Bauuntemehmen und Subuntemehmen 
sowie die für diese Baustelle verantwortlichen Personen des Bundes - 
ministeriums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau sowie der 
Bundesbaugesellschaft Berlin mbH? 


Den Arbeitgebern, die den Mindestlohn unterschritten haben, 
drohen Bußgelder bis zur Höhe von 100 000 DM. 

Den an der illegalen Ausländerbeschäftigung beteiligten Arbeit- 
gebern drohen Geldbußen bis zu 100 000 DM, den beteiligten 
ausländischen Arbeitnehmern Bußgeld bis zu 1 000 DM. § 92 
Ausländergesetz bedroht mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
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oder mit Geldstrafe dem Ausländer, der sich ohne Aufenthalts- 
genehmigung und ohne Duldung im Bundesgebiet aufhält. Dem 
beihilfeleistenden Arbeitgeber drohen höchstens drei Viertel des 
angedrohten Höchstmaßes der Freiheitsstrafe bzw. bei Geldstrafe 
drei Viertel der Höchstzahl der Tagessätze. 

Den als illegale Verleiher tätigen Arbeitgebern drohen Geldbußen 
bis zu 50 000 DM, das gleiche gilt für die illegalen Entleiher. Wenn 
die entliehenen Arbeitnehmer Ausländer ohne Arbeitserlaubnis 
sind, beträgt das Höchstmaß der Geldbuße gegen den Entleiher 
100 000 DM. Eine Tätigkeit als Leiharbeitnehmer ist nicht mit 
Bußgeld bedroht. 

Die Höchstgrenze aller Geldbußen kann überschritten werden, 
wenn der wirtschaftliche Vorteil aus der Tat höher war. 

Die bei der Kontrolle des Landesarbeitsamtes am 30. Juni 1997 auf 
dem Gelände des zukünftigen Bundesministeriums der Justiz 
festgestellten Verstöße führten im übrigen bei zwei Firmen bereits 
zu einer Sperre von voraussichtlich zwei Jahren von öffentlichen 
Aufträgen des Bundes, da diese Firmen von nun an als unzuver- 
lässig gelten. 

Zuständig für die Baumaßnahme ist nicht die Bundesbaugesell- 
schaft, sondern die Bundesbaudirektion. 
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